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Stimmbeteiligung bisher tiefer als bei Covid-Gesetz
Tierversuchsverbot, Tabakwerbung, Stempelsteuer undMedienpaket: eineÜbersicht für Kurzentschlossene.

Mathias Küng, AndreaMarti

Am 13. Februar wird über vier
nationaleVorlagenabgestimmt,
kantonaleVorlagengibteskeine:
DieAZ liefert dieÜbersicht und
zeigt, wo die Parteien stehen.

KeineUnterstützung
fürTierversuchsverbot
DieVolksinitiative«Ja zumTier-
undMenschenversuchsverbot»
fordert ein absolutesVerbot von
Tierversuchen. Mit Hilfe von
Tierversuchen entwickelte Pro-
duktedürftennichtmehr impor-
tiert werden. Die Initianten
argumentieren, Tier- undMen-
schenversuche seien unent-
schuldbar, dieForschungkönne
ihreErkenntnisse auchmit leid-
freien Ansätzen erreichen.

DieGegner sagen,dassman
mitder Initiativevonvielenneu-
en medizinischen Therapien
nicht mehr profitieren könnte.
Forschung und Entwicklung
würden sehr stark einge-
schränkt. Zur Initiative haben
sämtliche Parteien im Aargau
sowie die Aargauische Indus-

trie- und Handelskammer die
Nein-Parole beschlossen.

LinksgegenRechtsbei
VerbotvonTabakwerbung
Die Initiative«Ja zumSchutzder
Kinder und Jugendlichen vor
Tabakwerbung»will Tabakwer-
bung verbieten, wo Kinder und
Jugendliche sie sehen können,
zum Beispiel in der Presse, auf
Plakaten, im Internet, im Kino,
in Kiosken oder an Anlässen.
Für elektronische Zigaretten
würdendiegleichenRegelngel-
ten.ErlaubtwäreweiterhinWer-
bung, die sichnur anErwachse-
ne richtet oder sichanOrtenbe-
findet, zu denen Minderjährige
keinen Zugang haben.

Während sowohl Befürwor-
ter als auch Gegner Jugend-
schutz wollen, betonen erstere,
dassnurdie Initiativediesen tat-
sächlich gewährleiste. DieGeg-
ner setzen stattdessenauf einen
weniger weitgehenden Gegen-
vorschlag. Fürdie Initiative sind
sämtliche linkenParteien sowie
die EDUund die EVP. Dagegen
sind SVP, FDP,DieMitte, AIHK

und der Aargauische Gewerbe-
verband (AGV).

LinkegegenAbschaffung
derStempelsteuer
Bundesrat und Parlament wol-
len die Emissionsabgabe ab-
schaffen. Unternehmen sollen
neues Eigenkapital aufnehmen
können, ohne darauf Steuern
bezahlen zu müssen. So ent-
stünden dem Bund Minderein-
nahmenvonetwa250Millionen
Franken pro Jahr.

Die Befürworter sagen, dies
sei positiv für die Standortat-
traktivität der Schweiz und sor-
ge für Wachstum. Die Gegner
sagen, davonprofitierten gröss-
tenteils international tätige
Grosskonzerne, Bürgerinnen
undBürgerhättennichtsdavon.
Für die Reform sind SVP, FDP,
DieMitte,GLP,EDU,AIHKund
AGV. Dagegen sind SP, Grüne,
EVP undArbeit Aargau.

GrosseUneinigkeit
beimMedienpaket
Um regionale Medien zu stär-
ken, vergünstigt der Bund seit

langem die Zustellung abon-
nierter Zeitungen. Diese Ver-
günstigung soll jetzt aufZeitun-
gen mit grösserer Auflage und
die Zustellung früh amMorgen
ausgedehntwerden.Zudemsol-
len Online-Medien gefördert,
Lokalradios und Regionalfern-
sehen stärker unterstützt wer-
den.Bedingung ist, dass sie sich
vorwiegend an ein schweizeri-
sches Publikum richten und
Themen aus Politik, Wirtschaft
undGesellschaft behandeln.Bei
Zeitungen und Online-Medien
fallen die Fördermassnahmen
nach sieben Jahrenweg.

Die Befürworter argumen-
tieren, nur so werde auch künf-
tigüber alleRegionenberichtet.
Das sei wichtig für die Bevölke-
rung und die direkte Demokra-
tie. Die Gegner sagen, so ver-
schleudere man Steuergelder,
vonder reicheVerlageprofitier-
ten, Medien würden zu Staats-
medien. Für das Medienpaket
sind SP, Mitte, Grüne, EVP und
Arbeit Aargau. Dagegen sind
SVP, FDP, GLP, EDU, Handels-
kammer undGewerbeverband.

EineknappeWochevorAbstim-
mungstermin ist die Stimmbe-
teiligung für die vier Vorlagen
tief. So verzeichnet etwa die
StadtAarauamMontageineBe-
teiligung von lediglich 29 Pro-
zent.BeidenAbstimmungen im
letztenNovember, als unter an-
derem über das Covid-Gesetz
entschieden wurde, lag die
Beteiligung eine Woche zuvor
ganze zehn Prozentpunkte hö-
her. Bei den drei Terminen vor-
her war die Beteiligung jeweils
rund fünfProzentpunktehöher.

InanderenAargauerStädten
bewegt sich die Stimmbeteili-
gung bis jetzt im langjährigen
Durchschnitt. Dazu gehört
Rheinfelden mit rund 25 Pro-
zent sowie Bremgarten mit 29
Prozent. InLenzburgundBrugg
liegt dieBeteiligungbei rund24
Prozent, inZofingenbei 22Pro-
zent. Bis am Dienstag sollten
Stimmcouverts, diemitderPost
geschickt werden, versendet
sein. Danach können Stimm-
couverts in die Gemeindebrief-
kästen oder am Sonntag in die
Urne eingelegt werden.


